
wie besonderen Verwaltungsrecht sowie im Examen jederzeit
zu rechnen.90 Sie bietet eine hervorragende Möglichkeit, um
Grundlagen und Grundstrukturen des Verwaltungsrechts ab-
zufragen. Betreffen Klausuren zur Aufhebung von Verwal-
tungsakten ein nicht zum Pflichtfachstoff gehörendes Rechts-
gebiet, können zudem „Verständnis und Arbeitsmethode“,
dh insbesondere die Fähigkeit zur juristischen Auslegung,
geprüft werden (vgl. beispielsweise § 18 I 2 BayJAPO91).92
Dabei kennen die Gesetze folgende Optionen, die man sich
verinnerlichen sollte:
■ Ausschluss des Rückgriffs auf §§ 48 f. VwVfG als Ermäch-

tigungsgrundlage bzw. des ergänzenden Rückgriffs auf Vo-
raussetzungen der §§ 48 ff. VwVfG.
■ Zulässigkeit des Rückgriffs auf die §§ 48 f. VwVfG als

Ermächtigungsgrundlage bzw. des ergänzenden Rückgriffs
auf Voraussetzungen der §§ 48 f. VwVfG.
■ Einen Sonderfall stellen die gesetzlichen Widerrufsvor-

behalte nach Spezialgesetzen dar, bei denen sich allerdings
vergleichbare Fragen stellen.

Die spezialgesetzlichen Tatbestände, die der Behörde das
Recht zur Versagung einer nicht genehmigungspflichtigen
Tätigkeit einräumen, zählen nicht zu den hier behandelten
Tatbeständen.

Ob der Rückgriff auf die einzelnen Voraussetzungen oder
Wertungen der §§ 48 f. VwVfG zulässig oder sogar geboten
ist, ist mittels Auslegung zu ermitteln. Dabei ist sich vor-
nehmlich an der gesetzlichen Zielsetzung sowie den aus den
Gesetzen hervorstechenden Wertungen zu orientieren. Hin-
weise zu einschlägigen Fällen sowie der Vorgehensweise hat
der vorliegende Beitrag geliefert.

90 Vgl. für Klausurbeispiele: Lange/Hapka JuS 2022, 944; v. Hübbenet JuS 2004, 795.
Vgl. für Klausuren aus dem bayerischen Staatsexamen: BayVBl. 2010, 547; 575;
BayVBl. 2004, 542; 571; BayVBl. 1998, 544; 571; BayVBl. 1996, 415; 446; BayVBl.
1993, 31; 61; Aufzählung bei Lindner ÖffR, 3. Aufl. 2022, S. 727 ff.

91 Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Juristen v. 13.10.2003 (GVBl. 2003, 758).
92 Vgl. für Klausurbeispiele: Gabler/Hautkappe JA 2020, 924; Weber VR 2019, 274;

Schröder JuS 2015, 235; Vgl. für Klausur aus dem bayerischen Staatsexamen:
BayVBl 1993, 543; 574; Aufzählung bei Lindner ÖffR, 3. Aufl. 2022, S. 727 ff.
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Nach dem Weihnachtsfest 2021 wurden im gesamten Bundesgebiet wieder Millionen ver-
trocknete Weihnachtsbäume weggeworfen oder verbrannt. Der Bundesumweltministerin U
blutet angesichts dieser verschwenderischen Weihnachtstradition das ökologisch schlagende
Herz. Das millionenfache Schlagen unschuldiger Tannenbäume Jahr für Jahr könne nicht mit
dem Schutzauftrag des Staates aus Art. 20 a GG vereinbar sein. Auch die Art des Anbaus
bereitet U Sorgen. In der Regel in tristen Monokulturen angepflanzt und mit Unkrautver-
nichtungs- und Düngemitteln überhäuft, sind konventionelle Weihnachtsbaumplantagen
nachweislich schädlich für Böden und Grundwasser und nehmen Wildtieren den Lebens-
raum. Außerdem werden durch den Transport massenhaft Treibhausgase ausgestoßen. U
möchte darum den Verkauf von Weihnachtsbäumen in Deutschland unbedingt vor Weih-
nachten 2022 gesetzlich verbieten lassen. Auf Vorlage der Bundesregierung beschließt der
Bundestag am 20.5.2022 das formell verfassungsgemäße Gesetz für Treibhausgasabbau und
nachhaltige Nadelbaumentwicklung (TanNe-G), welches am 27.5.2022 im Bundesgesetzblatt
verkündet wird. In § 1 TanNe-G ist niedergelegt:

„§ 1

Der Verkauf von Nadelbäumen aller Art ist zwischen dem 1. November und dem 27. Dezem-
ber eines jeden Jahres verboten.“

Gemäß § 2 TanNe-G droht Verkäufern von Nadelbäumen bei Zuwiderhandlung ein Buß-
geld. Das Gesetz soll gem. § 3 TanNe-G am 15.8.2022 in Kraft treten.

* Die Verfasserin Klimke ist Habilitantin und der Verfasser Bertling wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Öffentliches
Recht, Europarecht und Internationales Wirtschaftsrecht von Prof. Dr. Christian Tietje (Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg). Diese Referendarexamensklausur wurde im Juni 2022 im Rahmen des Examensklausurenkurses des Juristischen
Bereiches der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg gestellt. Der Durchschnitt der 101 abgegebenen Bearbeitungen lag
bei 5,84 Punkten.
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Elfriede Engel (E) ist bekennende Christin. Die Weihnachtszeit ist für sie die schönste und
besinnlichste Zeit im Kirchenjahr. In ihrem Wohnzimmer steht alljährlich ein liebevoll ge-
schmückter Weihnachtsbaum mit einer echten Erzgebirger Krippe darunter. Den Gedanken,
das nächste Weihnachtsfest ohne Baum zu verbringen, findet sie unerträglich. Zwar weiß sie,
dass die Bibel das Aufstellen eines Weihnachtsbaums nicht gebietet. Trotzdem gehört für sie
die Tradition des Weihnachtsbaums untrennbar zum Fest der Geburt des Jesuskindes. Im
Übrigen versteht E nicht, warum sie nicht wenigstens einen Tannenbaum in einem Topf
kaufen darf. Von ihrer erwachsenen Tochter hat sie gehört, dass die jungen Leute nun
häufiger auf Bäume in Töpfen oder Mietbäume ausweichen. Das sei dann auch viel nach-
haltiger.

Fritz Fleiß (F) ist Inhaber eines traditionsreichen und rentablen Bio-Weihnachtsbaum-
betriebes. Auf seinem Grundstück baut er Tannenbäume an, die er jeweils im Herbst
einpflanzt. Etwa zehn bis zwölf Jahre dauert es, bis eine Tanne groß genug für den
Verkauf ist. F kann deswegen pro Jahr maximal zehn Prozent seines Baumbestandes fällen
und verkaufen. Die Ernte der zuletzt gepflanzten Bäumchen auf seiner Plantage ist erst für
das Jahr 2031 vorgesehen. Die Gewinne aus dem letzten Weihnachtsgeschäft hat F bereits
zu großen Teilen wieder in die Neuanpflanzungen gesteckt. Mit dem nahenden Inkraft-
treten des TanNe-G sieht sich der Landwirt wirtschaftlich ruiniert. Er kann auch nicht
verstehen, warum seine ökologische Weihnachtsbaumkultur umweltschädlich sein soll. Seit
Jahren verzichtet er aus Überzeugung auf den Einsatz von Pestiziden und Kunstdünger.
Indem F die Bäume nur regional vertreibt, entstehen auch kaum Emissionen durch den
Transport.

F und E legen jeweils am 2.6.2022 hinreichend begründete Verfassungsbeschwerden gegen
das TanNe-G ein.

Haben die Verfassungsbeschwerden von E und F Aussicht auf Erfolg? Gehen Sie – gegebenenfalls
hilfsgutachterlich – auf alle aufgeworfenen Rechtsfragen ein.

Bearbeitungshinweise: Es ist davon auszugehen, dass das Bundesverfassungsgericht noch vor Inkraft-
treten des TanNe-G über die Verfassungsbeschwerden von E und F entscheidet.

Zusatzaufgabe

Die dänische Firma Weynaktsboom (W) hat seit vielen Jahren mit ihren wohlgeratenen
Nordmanntannen bei den deutschen Weihnachtsfreunden den größten Absatzmarkt inner-
halb der EU gefunden. Das angekündigte deutsche Verkaufsverbot per Gesetz droht ihr nun
das Vorweihnachtsgeschäft zu verhageln. W ist überzeugt, dass das Verbot nicht mit dem
Unionsrecht vereinbar ist.

Erläutern Sie kurz, welche Grundfreiheit vorliegend auf welche Weise betroffen sein könnte und welche
Rechtfertigungsgründe in Betracht kommen. Eine ausführliche gutachterliche Prüfung ist nicht erforder-
lich!

& LÖSUNG

AUFGABE 1

Die Verfassungsbeschwerden von E und F haben Aussicht auf Erfolg, wenn sie zulässig und
begründet sind.

A. ZULÄSSIGKEIT DER VERFASSUNGSBESCHWERDEN VON E UND F

I. Zuständigkeit

Das Bundesverfassungsgericht ist gem. Art. 93 I Nr. 4 a GG, §§ 13 Nr. 8 a, 90 ff. BVerfGG
für die von E und F erhobenen Individualverfassungsbeschwerden zuständig.

II. Beschwerde- und Prozessfähigkeit

E und F sind als natürliche Personen „Jedermann“ iSv Art. 93 I Nr. 4 a GG und § 90 I
BVerfGG und mithin beschwerdefähig. Als volljährige Personen sind E und F in Erman-
gelung gegenteiliger Hinweise im Sachverhalt auch prozessfähig.
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